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der Abgeordneten  Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer,  
Manfred Eibl,  Susann Enders, Dr. Hubert Faltermeier,  Hans Friedl,  Tobias Gotthardt,  
Eva Gottstein,  Joachim Hanisch,  Wolfgang Hauber,  Johann Häusler, Dr. Leopold Herz,  
Alexander Hold,  Nikolaus Kraus,  Rainer Ludwig,  Gerald Pittner,  Bernhard Pohl,  
Kerstin Radler,  Gabi Schmidt,  Jutta Widmann,  Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Lehren aus Corona: Schulterschluss zwischen Exekutive und Legislative 
im Kampf gegen Corona sicherstellen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag begrüßt die Ankündigung der Staatsregierung, einen unabhängigen Runden Tisch 
zu ihrer Corona-Strategie einzurichten. 

Der unabhängige Runde Tisch zur Corona-Strategie soll darüber hinaus auch eng mit dem 
Parlament zusammenarbeiten und dieses hierzu engmaschig über seine Empfehlungen 
informieren und selbige fortlaufend zur Diskussion stellen. 

Begründung: 

Die Staatsregierung hat angekündigt, einen unabhängigen Runden Tisch zu ihrer Corona-
Strategie einrichten zu wollen. Dieser Runde Tisch soll interdisziplinär unter anderem mit 
Medizinern, Philosophen, Ethikern und Vertretern der Kirchen besetzt werden. Aufgabe des 
Gremiums wird es sein, die Maßnahmen der Staatsregierung zur Bekämpfung und Eindämmung 
des Coronavirus zu begleiten. Mit der Einrichtung des Runden Tisches entspricht die 
Staatsregierung damit einem gleichlautenden Vorschlag aus der Mitte der Regierungsfraktionen. 

Um sicherzustellen, dass auch das Parlament als Gesetzgebungsorgan die Erkenntnisse des 
Runden Tisches zur Corona-Strategie frühzeitig in sein politisches Handeln einfließen lassen 
kann, soll das Gremium darüber hinaus auch eng mit dem Landtag zusammenarbeiten und 
diesen hierzu engmaschig über seine Empfehlungen informieren und selbige fortlaufend zur 
Diskussion stellen. Ein solcher Schulterschluss zwischen Exekutive und Legislative ist angesichts 
der Ausnahmesituation durch die Corona-Pandemie und im Interesse der bayerischen Bürger 
und Bürgerinnen zwingend erforderlich. 


